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Ländliche Siedlung als Strukturpolitik
Die Entwicklung in Deutschland im Ost-West-Vergleich
von 1945 bis zum Ende der Fünfzigerjahre

Ländliche Siedlung als zentrales Thema nationalstaatlicher Politik in Europa

Die Geschichte der ländlichen Siedlungsplanung und Siedlungspolitik im 19. und 20. Jahrhundert
scheint heute ein ephemeres Thema zu sein. Es ist nur noch schwer vorstellbar, welchen zentralen
Stellenwert die ländliche Siedlung in einzelnen Phasen der deutschen aber auch europäischen
Politik hatte. Entgegen dem dauerhaften wirtschaftlichen Bedeutungsverlust der Landwirtschaft
seit der Hochindustrialisierung spielte die ländliche Siedlung besonders in Deutschland ab dem
Ende des 19. Jahrhunderts und besonders nach den beiden Weltkriegen eine wichtige Rolle auch
in der öffentlichen Diskussion. Sie kann als eines der konstitutiven Elemente des von Eric Hobs-
bawm so benannten Zeitalters der Extreme gesehen werden, da mit der Siedlung immer auch be-
völkerungspolitische Ziele verknüpft waren, die nicht selten mit Gewalt durchgesetzt wurden.1

Die ländliche Siedlung in den deutschen Besatzungszonen nach 1945 und in beiden entste-
henden deutschen Staaten muss vor diesem historischen Hintergrund bewertet werden, der
auch den Erfahrungshorizont der Zeitgenossen berücksichtigt. Bislang sind die Bodenreform
und Kollektivierung in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und frühen DDR zu einsei-
tig unter dem Gesichtspunkt der Machtsicherung der KPD/SED auf dem Lande betrachtet
worden. Dieser Punkt war wichtig; es ist aber zu fragen, ob bei der konkreten Ausgestaltung
des Siedlungsgeschehens nicht auch noch andere Faktoren eine zentrale Rolle spielten, die
scheinbare Widersprüche besser erklären helfen als bisher. Die ländliche Siedlung hatte im-
mer eine Vielzahl politischer Vorstellungen einzulösen. Die Hoffnungen, die sich mit ihrer
Umsetzung verbanden, hatten oft utopischen Charakter. Sie ließen sich für viele politische,
religiöse und ideologische Ziele gleichermaßen verwenden.2 Folgende Ziele lassen sich im
Einzelnen benennen:

1. Sicherung der Ernährung und Sicherung der Autarkie in der Nahrungsversorgung durch
Ausweitung der landwirtschaftlichen Nutzflächen und Intensivierung der landwirtschaft-
lichen Produktion;

2. Bevölkerungspolitische Ziele: Sicherung von Grenz- und Krisengebieten, Veränderung
der ethnischen Strukturen aus nationalpolitischen Zielen;

3. Versorgung von Flüchtlingen, heimkehrenden Soldaten und von Arbeitslosen;
4. Bekämpfung von Landflucht und Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Situa-

tion auf dem Lande;
5. Sicherung der politischen Macht durch gezielte Versorgung loyaler Anhänger, Umwer-

bung der ländlichen Bevölkerung für eigene politische Ziele;
6. Wirtschaftliche Stärkung agrarischer Betriebe durch eine gezielte Veränderung von Be-

triebsgrößen (Aufstockung, Teilung) und Aufteilung landwirtschaftlicher Nutzflächen.
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Die Phase von 1945 bis in die Fünfzigerjahre stellt die bisher letzte Phase aktiver Siedlungs-
politik in Deutschland dar. Sie ist sowohl in der SBZ/DDR wie auch in der Bundesrepublik
in einer Tradition nationalstaatlicher Siedlungspolitik in Deutschland zu sehen, deren neu-
ere Geschichte mit dem Erlass des Ansiedlungsgesetzes von 1886 beginnt.3 Die politischen
Rahmenbedingungen und ideologischen Begründungen für die Siedlungsmaßnahmen im
Einzelnen unterschieden sich. Dennoch lassen sich in den zeitgenössischen Diskussionen
Argumentationsmuster verfolgen, die auch nach 1945 in Deutschland noch für einige Zeit
wirksam waren: Dazu gehörte nach den Hungerwintern des Ersten Weltkrieges die Frage, wie
Ernährungssicherung und Autarkie sichergestellt werden konnten, wobei die Gebietsverluste
im Osten eine erhebliche Rolle in der Diskussion spielten. Entscheidend ist, dass bereits in
der Zwischenkriegszeit die Gutswirtschaft als Produktionstyp sehr kritisch beurteilt wurde.
Man warf den großen Betrieben ineffiziente und zu extensive Bodenbewirtschaftung vor, die
nur durch eine Parzellierung und Neuansiedlung von Bauern zu verhindern seien.4 Damit
im Zusammenhang standen die Bemühungen um eine Rationalisierung und Mechanisierung
gerade der klein- und mittelbäuerlichen Betriebe. Die Landwirtschaft wurde als Sektor ge-
sehen, der noch rückständig und dessen Leistungsfähigkeit sehr zu steigern war. Innerhalb
der Agrarwissenschaften entwickelte sich eine aufstrebende Landarbeitswissenschaft, die mit
modernen wissenschaftlichen Methoden versuchte, alle Bereiche der Innen- und Außenwirt-
schaft durchzustrukturieren. Die Frage nach der optimalen Betriebsgröße von Bauernhöfen
war eine der wichtigen Leitfragen der Agrarökonomie.5 Die Diskussionen lassen sich auch
durch die NS-Zeit hindurch weiterverfolgen, teilweise überlagert durch die zeitbedingte Bau-
erntumsideologie, die allerdings bereits früh immer mehr einer produktionsorientierten Op-
timierung der Betriebe weichen musste. Die Entwicklungen im Nachkriegsdeutschland sind
vor dem Hintergrund dieser Diskussionen und des zeitbedingten Forschungsstandes zu ver-
stehen. Viele Aspekte der Bodenreform in der SBZ und frühen DDR werden erst dann ver-
ständlich, wenn man sie in die größere Tradition der ländlichen Siedlung stellt, auf die man
große Hoffnungen setzte, um die scheinbar unüberwindlichen Probleme von Hunger und
Obdachlosigkeit im Chaos der ersten Nachkriegszeit zu lösen. Die Ansicht, es sei nur darum
gegangen, möglichst kleine und unwirtschaftliche Bauernwirtschaften zu schaffen, um dann
umso schneller die Kollektivierung durchzusetzen, greift zu kurz.6

Siedlung als Teil eines revolutionären Ereignisses: die Entwicklung
in der Sowjetischen Besatzungszone und der frühen DDR

Schon vor dem Ende des Krieges waren sich die Alliierten über die Notwendigkeit einer Bo-
denreform in Deutschland einig. Deutsche Kommunisten ihrerseits hatten im Moskauer Exil
ab 1944 erste Nachkriegsplanungen entworfen. Das „Agrarprogramm des Blocks der kämpfe-
rischen Demokratie“ wurde im August 1944 unter der Ägide Edwin Hoernles, dem führenden
Agrarpolitiker der KPD, formuliert.7 Wegen der zu erwartenden großen Zahl von Flücht-
lingen aus dem Osten und der großflächigen Zerstörung der Städte hielt Hoernle es für un-
bedingt notwendig, Menschen auf dem Land anzusiedeln. Um möglichst viele Wohnungen
mit Subsistenzwirtschaft zu ermöglichen, sollte der Großgrundbesitz in Kleinbauernstellen
aufgeteilt werden. Hoernle, der aus Württemberg stammte und dem das dortige Kleinbau-
ernelend wohl vertraut war, wollte dieses Elend nicht ausdehnen, sondern die neuen Klein-
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bauernwirtschaften mit allen technischen Möglichkeiten ausstatten, sodass sie wirtschaftlich
arbeiten konnten. Aus der agrarwissenschaftlichen Fachliteratur, die in den frühen Schriften
Hoernles und anderer Agrarpolitiker der KPD/SED zitiert wird, lassen sich die gedanklichen
Bausteine herauspräparieren, aus denen die handelnden Politiker und Fachleute ein plau-
sibles Konzept einer kleinbäuerlich geprägten Landwirtschaft zusammensetzten, das sie so
auch in der Öffentlichkeit vertreten konnten. Zu vielen ökonomischen und technischen Pro-
blemen gab es bereits Forschungen, Vorarbeiten und Konzepte. So stützte sich die Planung
der Neubauernhäuser auf die Ergebnisse der landwirtschaftlichen Arbeitswissenschaft, die
ab den Zwanzigerjahren mit den neuen Methoden des Taylorismus die einzelnen Arbeits-
gänge auf einem Bauernhof analysierte, so dass die Grundrisse der Höfe optimiert und der
Arbeitsaufwand damit möglichst gering gehalten werden konnte.8 Vorlagen für den Entwurf
von Kleinbauerngehöften waren schließlich auch Ernst Neuferts Bau-Entwurfslehre, einem
Standardhilfsmittel für Architekten, zu entnehmen.9 Das Thema der Normierung von best-
möglichen Grundrissen blieb nach 1945 ein Thema, etwa in den Arbeiten der Architekten
Werner Cords-Parchim oder Toni Miller, der in Weimar bereits 1946 einen Normenkatalog
veröffentlichte, in dem detailliert bis zum Melkschemel alle Gegenstände und Bauten eines
Bauernhofes abgehandelt wurden.10 Der Hof wurde als landwirtschaftliche Produktionsstätte
gesehen, landtechnisch auf die Familienwirtschaft eines Viehbauern mit maximal zwei Kü-
hen zugeschnitten. Zum Gedanken einer optimierten bäuerlichen Landwirtschaft gehörte es
auch, die Neubauernwirtschaften nicht als autarke Einheiten zu begreifen, sondern sie in ein
größeres zusammenhängendes System eines Dorfes einzubinden, in dem es zur Unterstüt-
zung der Höfe gemeinschaftlich zu nutzende Maschinen-Ausleihstationen (MAS) und Dorf-
wirtschaftshäuser geben sollte. Hier konnte man sich auf die Forschungen des Hohenheimer
Agrarwissenschaftlers Adolf Münzinger stützen, der in den Dreißigerjahren in einem Ver-
suchsdorf auf der Schwäbischen Alb die Entlastung der bäuerlichen Wirtschaften durch die
Einrichtung eines Dorfwirtschaftshauses und gemeinschaftlicher Maschinennutzung unter-
sucht hatte.11 Diese Forschungen wurden in der SBZ durch das wieder gegründete Kuratori-
um für Technik in der Landwirtschaft (KTL) fortgeführt, das in allen Ländern und Provinzen
so genannte Beispielsdörfer betreute, deren Neubauern vorrangig mit Gebäuden und Materi-
al ausgestattet wurden. Die Landwirte wurden zudem von Agrarwissenschaftlern beraten, die
gleichzeitig die Betriebe in ihrer Entwicklung beobachteten und Daten erhoben.12

Trotz dieser frühen Ansätze einer Planung innerhalb der KPD und trotz der Vorarbei-
ten, die es zum Thema des ländlichen Bauens in Deutschland gab, konnte die Bodenreform
in keiner Weise durch Planungen zu ihrer baulichen Umsetzung begleitet, geschweige denn
vorbereitet werden. Dafür stand keine Zeit zur Verfügung, da die deutsche Seite mit einem so
frühen Beginn der Bodenreform nicht gerechnet hatte. Stalin selbst gab den Befehl, mit der
Bodenreform im September 1945 zu beginnen. Enteignet wurden alle Betriebe über 100 Hekt-
ar und solche, die „Nationalsozialisten und Kriegsverbrechern“ gehörten. Bis 1950 wurden in
der SBZ 3,3 Millionen Hektar neu verteilt. Auf dieser Fläche wurden 210.276 Neubauernstel-
len geschaffen, die im Schnitt eine Fläche von 8,1 Hektar bewirtschafteten. Für diese Bauern-
stellen mussten die notwendigen Wohn- und Wirtschaftsgebäude bereitgestellt werden.

Zu Beginn der Enteignungen waren den Experten die Dimensionen, die ein Programm zur
Ausstattung der Neubauern haben musste, völlig unbekannt. Deshalb gab Edwin Hoernle
als Präsident der Deutschen Verwaltung für Land- und Forstwirtschaft (DVLF) Ende 1947
seiner Verwaltung und dem KTL den Auftrag, diese Zahlen zu ermitteln. Die Denkschrift über
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die Rekonstruktion der Landtechnik in der sowjetisch besetzten Zone lag noch im gleichen Jahr
vor.13 Diese ging von einer Zahl von 220.000 Neubauern aus, die Betriebe in einer Größen-
ordnung von 5 bis 10 Hektar führten; dazu kamen noch 15.000 Altbauern. Schon die Grund-
ausstattung dieser Bauern mit Arbeitsgeräten wie Hacken, Sicheln, Äxten und anderem, wie
etwa insgesamt 4.417.000 Kaffeetassen,14 bedeutete einen immensen Materialeinsatz, der in
der herrschenden wirtschaftlichen Notsituation nicht zu realisieren war.

Anfänglich hatte man die Idee, viele neue Dörfer auf Rodungsland und ehemaligen Trup-
penübungsplätzen neu zu errichten. Eines der ersten tatsächlich realisierten neuen Dörfer war
Großfurra im Kreis Sondershausen in Thüringen, das seit 1946 von Toni Miller entworfen
wurde.15 Die Zahl der schließlich gebauten Neubauernsiedlungen blieb naturgemäß hinter
den Erwartungen zurück. Die Siedlungsgesellschaften, die überwiegend alle nach dem Erlass
des Reichssiedlungsgesetzes 1919 gegründet und nach 1945 weiterhin tätig waren, übernah-
men zunächst einen großen Teil der Planung und Realisierung der Bauten. Allerdings kam es
hier sehr schnell zu Konflikten zwischen kommunistischen Funktionären und den alten Ver-
waltungsapparaten, sodass die Siedlungsgesellschaften mit dem Gesetz über Entschuldung
und Kredithilfe für Klein- und Mittelbauern vom 14. September 1950 aufgelöst wurden.16

Mangelnde Planung, besonders aber die katastrophale Baustoffsituation führten dazu, dass
die Sowjetische Militäradministration (SMAD) als Besatzungsverwaltung mit Unterstützung
der DVLF einen Befehl formulierte, der dann schließlich am 9. September 1947 als Befehl 209
„über Maßnahmen zum wirtschaftlichen Aufbau der Neubauernwirtschaften“ veröffentlicht
wurde und an die Ministerpräsidenten der Länder und Provinzen gerichtet war.17 Darin be-
fahl die SMAD, in den Jahren 1947 und 1948 insgesamt 37.000 Gehöfte zu errichten. Diese
Zahl wurde auf die Kreise umgelegt; dabei zeichneten sich einige Schwerpunkte ab, wie das
Oderbruch oder Mecklenburg. Außerdem wurde ein Austausch von Vieh unter den Ländern
und Kreisen befohlen, der vielen Neubauernwirtschaften überhaupt erst die wirtschaftliche
Grundlage des Zugviehs ermöglichte. So präzise die Forderungen des Befehls waren, so we-
nig wurde das eigentliche Problem, die Baustoffknappheit, gelöst. Zwar wurde der Vorrang
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Abbildung 1: Großfurra 1946 – Zeichnung vom Blick in den Anger (Miller, Versuchshöfe, wie Anm. 15, 285)

[Abbildung siehe Druckfassung]



des ländlichen Bauwesens vor dem der Städte herausgestellt, sonst aber gab es keine weite-
ren Zusagen, beispielsweise zum Aufbau einer wirklich leistungsfähigen Baustoffindustrie.
Die verbliebenen Werke arbeiteten weiterhin fast ausschließlich für Reparationszwecke. Die
Neubauern wurden auf Notmaßnahmen verwiesen: auf Trümmerziegel aus den Städten, den
Abriss von Kasernen und Gutsgebäuden, verstärkten Holzeinschlag in den Wäldern und
schließlich den Einsatz von „Naturbauweisen“, einer euphemistischen Umschreibung von
Lehmbau und Stroheindeckung. Die Abbrüche von Gutsgebäuden, die durch den Befehl 209
noch einmal forciert wurden, griffen besonders tief in das ländliche Siedlungsgefüge ein. Bis
zum März 1948 sollen rund 2.000 Gutsanlagen abgerissen worden sein.18 Der Ertrag an Bau-
stoff war allerdings gering. Als 1949 MAS eingerichtet werden sollten, fehlten dafür die gro-
ßen Gebäude, sodass der Abriss besonders der Wirtschaftsgebäude wieder gestoppt wurde.

Das Neubauernbauprogramm wurde auch nach 1949 noch weiter fortgeschrieben, ob-
wohl nun durch die Wirtschaftspolitik der DDR andere Schwerpunkte, wie der Ausbau der
Schwerindustrie, in den Vordergrund traten. Die wirtschaftliche Mangelsituation ließ eine
Ausdehnung des Neubauernbauprogramms immer noch nicht zu. Ganz im Gegenteil: Ab
1950 planten Hermann Henselmann und andere Architekten so genannte Kernbauten, eine
kleine Gebäudekernzelle, die sukzessive ausgebaut werden sollte. Sie war noch bescheidener
und kleiner als die vorherigen Höfe.19 Waren vielen Neubauern schon die Vorgängertypen
zu klein, so traf dies erst recht auf die neuen Kernbauten zu. Es ist kaum möglich, genauere
Angaben über die tatsächlich neu erstellten Neubauernhöfe zu gewinnen, denn die Methoden
ihrer Erfassung waren immer wieder andere. Die von Stöckigt genannten Zahlen – wonach
bis zum 1. Januar 1950 rund 55.000 Wohnhäuser, etwa 10.000 Ställe und 38.500 Scheunen
erbaut worden sind – können nur als Anhaltspunkt dienen, da sie vermutlich auch Umbauten
unbekannten Umfangs mit enthalten.20 Außerdem blieben viele Neubauten wegen Baustoff-
mangels als Rohbauruinen stehen, verfielen wieder oder wurden erst später fertig gestellt.

Nachdem in den ersten Jahren nach Kriegsende der Schwerpunkt auf der mehr oder we-
niger geregelten Erstellung der Neubauernhöfe gelegen hatte, bekam die Dorfplanung mit
Gründung der DDR 1949 wieder mehr Gewicht. Wichtiger noch als die Planung neuer Dörfer
war jedoch nun der Aufbau der Städte. Als im Frühjahr 1950 die Studiengruppe von Bau-
experten aus der DDR die Sowjetunion bereiste und in der Folge die „Sechzehn Grundsätze
des Städtebaus“ formulierte,21 waren ländliches Bauwesen und Dorfplanung kein Thema.22

Spätestens ab dem Ende der Vierzigerjahre gerieten die Neubauernwirtschaften immer mehr
in eine ökonomische Krise, die in weiten Teilen auf eine unzureichende Ausstattung mit Ge-
bäuden und die katastrophal schlechte Versorgung mit Baustoffen zurückzuführen war. Die
Folge war, dass viele Neubauern ihre Stellen wieder zurückgaben; immer mehr Land blieb
unbestellt. Bis Ende 1950 hatten von rund 293.000 Bodenempfängern (Neubauern zuzüglich
Empfängern von Landzulagen) rund 53.000 oder 18 Prozent ihr Land wieder abgegeben, eine
Zahl, die danach noch weiter anstieg.23 Verschärft wurde die Situation in den Dörfern durch
den ideologisch motivierten Kampf gegen die Altbauern, die zumeist die wirtschaftlich leis-
tungsfähigen Betriebe bewirtschafteten. Ab Frühjahr 1952 begann die Kampagne zur Einfüh-
rung von Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG).

Der kleine Neubauernhof und die LPG sind zunächst zwei völlig entgegengesetzte betriebs-
wirtschaftliche Konzepte. Dennoch fußte ihre Planung auf den gleichen Überlegungen von
Rationalisierung und Optimierung landwirtschaftlicher Arbeitsabläufe. Beim Neubauernhof
konzentrierte man sich auf arbeitsintensive Bereiche, eine Mechanisierung musste auf die
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notwendigsten Bereiche beschränkt bleiben. Nun jedoch sollten alle Arbeitsabläufe systema-
tisch räumlich zusammengefasst, durchrationalisiert, mechanisiert und somit fabrikmäßig
organisiert werden.24 Die gemeinsame ideelle Grundlage der Neubauernwirtschaften und der
LPG wurde zu Beginn der Kollektivierung durchaus noch gesehen. Der Agrarwissenschaftler
Bruno Skibbe wies 1953 darauf hin, dass man selbst aus der Sowjetunion noch zu wenig Hin-
weise und Kenntnisse über die Funktionsweisen von Kolchoswirtschaften habe und man des-
halb in der DDR neue Erfahrungen sammeln müsse. Deshalb seien bisherige Erfahrungen mit
Neubauernhöfen auch nicht nutzlos, sondern sollten mit in die Planung einfließen.25 Dies galt
vorrangig für die bauliche Gestaltung der neu zu errichtenden LPG-Anlagen, die notwendig
wurden, weil den Planern von vornherein bewusst war, dass in den alten Gutsanlagen kei-
ne moderne rationelle Produktion möglich war. Till Lammert analysierte 1958 in seiner von
Friedrich Bergmann an der Bauakademie betreuten Dissertation die Bauformen bisheriger
landwirtschaftlicher Großbetriebe und versuchte daraus Leitlinien und Anforderungen für
Neubauten abzuleiten. Lammert kam zu dem Schluss, dass das bisherige Grundschema der
Gutsanlagen – meist um einen viereckigen Hof gruppierte Gebäude – für die LPG nicht mehr
geeignet war, da sich die Dimensionierung und Lage der Gebäude noch nach den Erforder-
nissen der Handarbeit ausrichtete. Deswegen plädierte er für spezialisierte Gebäudegruppen,
wie man sie im Gutsbetrieb bereits in den in den Vorwerken untergebrachten Schäfereien
oder Zuchtstationen bereits kannte.26 In der Deutschen Bauakademie begann man im Herbst
1952 Bauunterlagen einzelner Typenbauten für die LPG zusammenzustellen, die im Januar
1953 als Sammelmappe herausgebracht wurden.27 Diese Typenvorschläge ereilte ein ähnliches
Schicksal wie die zahllosen Neubauernhoftypen. Der Präsident der Deutschen Bauakademie,
Kurt Liebknecht, beklagte Ende 1954 gegenüber Ulbricht die nur schleppende Umsetzung
oder völlige Ignorierung der Typenvorschläge vor Ort.28

Zu einem Vorbild späterer LPG-Anlagen wurde hingegen der von Werner Cords-Parchim
geplante Wirtschaftshof des Instituts für Pflanzenzüchtung der Deutschen Akademie für Land-
wirtschaftswissenschaften in Bernburg an der Saale.29 Cords-Parchim hatte bereits vor 1945
Erfahrungen im Bau moderner Gutsanlagen sammeln können, so hatte er 1943 an einem Wett-
bewerb zur Gestaltung von Großhöfen im „Warthegau“ mit einer Planung für einen 300-Hek-
tar-Hof teilgenommen.30 Am Beginn der LPG-Bauten standen also nicht so sehr sowjetische
Vorbilder, vielmehr orientierte man sich an allgemeinen Entwicklungen in der Landtechnik,
die bereits in der Zwischenkriegszeit ansetzten.31 Die Planung dieser großen Einheiten hatte
für die Dorfplanung noch weitere Konsequenzen, wie die Suche nach geeigneten Standorten
und die Anbindung an die alten Dorfkerne. Weiterhin wuchsen den Maschinen-Ausleihsta-
tionen (MAS), die 1953 in Maschinen-Traktoren-Stationen (MTS) umbenannt worden waren,
mit der Versorgung der LPG neue Aufgaben zu, die ihren massiven Ausbau nötig machten.
In einem Bericht des Forschungsinstituts für landwirtschaftliche Bauten der Deutschen Bau-
akademie wurden unter der Federführung des Architekten Walter Niemke Kriterien für die
Standortwahl und die Einrichtung von MTS erarbeitet.32 Das hier entwickelte Modell lehn-
te sich eng an das von dem Geografen Walter Christaller in den Dreißigerjahren formulierte
System der zentralen Orte an, das auch weiten Eingang in die großflächige Überplanung der
eroberten Ostgebiete gefunden hatte.33 Es sah ein hierarchisch gegliedertes Siedlungssystem
vor, in das die ländlichen Siedlungen nach ihrer Bedeutung (Zentralität) eingestuft wurden. An
oberster Stelle sollte das so genannte MTS-Dorf als das Dorf stehen, in dem die MTS, möglichst
inmitten ihres größeren regionalen Einzugsbereiches, liegen sollte. Neben der MTS waren in
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diesem Dorf auch wichtige kulturelle und soziale Einrichtungen anzusiedeln. Die zweite Zen-
tralitätsstufe sollten so genannte Hauptdörfer bilden, von denen einige im Einzugsbereich des
MTS-Dorfes verteilt waren. In diesen Hauptdörfern sollten ebenfalls einige soziale Einrichtun-
gen vorhanden sein. Die unterste Stufe sollten die Masse der Dörfer bilden, die entweder nur
einen von der MTS betreuten Stützpunkt oder gar keine anderen Einrichtungen überörtlicher
Bedeutung aufwiesen. Die MTS sollten das Kulturzentrum des MTS-Dorfes und eines weiteren
Umlandes sein. Die ganz wenigen Neubauten, darunter die grandiosesten in Murchin (Kreis
Anklam, erbaut 1952–1954) und Mestlin (Kreis Parchim, erbaut 1952–1957) blieben Einzel-
fälle, die hoffnungslos überdimensioniert waren.34 Das Dorf Mestlin ist darüber hinaus von
Bedeutung, weil dieser Ort ab der II. Parteikonferenz der SED im Juli 1952 als Musterplanung,
sogar explizit als „Stalinallee der Dörfer“, entwickelt werden sollte.35 Mestlin war ein ausge-
sprochenes Prestigeprojekt des ehrgeizigen mecklenburgischen Landwirtschaftsministers
Bernhard Quandt, der aus Mestlin ein Musterdorf für die gesamte DDR machen wollte. Damit
sollte es auf derselben Ebene angesiedelt sein wie die anderen großen Projekte zu Beginn des
ersten Fünfjahrplanes. Von den sehr ehrgeizigen Planungen vom November 1951 musste man
später erhebliche Abstriche machen und dennoch feststellen, dass alles zu groß geraten war:
der Dorfplatz, die zweigeschossige Bebauung, das Landambulatorium, die Schule und das Kul-
turhaus.36 Die schon kleinstädtisch zu nennenden Planungen von Mestlin weisen auf den Pa-
radigmenwechsel in der Dorfplanung hin. Nicht mehr das von der bäuerlichen Landwirtschaft
geprägte Dorf, das in bewusster Abgrenzung zu städtischen Bauformen gestaltet war, sondern
die Angleichung ländlicher an städtische Standards stand nun im Vordergrund. Das umfang-
reiche Bauprogramm in den MAS/MTS-Dörfern sollte nun so realisiert werden, dass jeweils
neue Dorfschwerpunkte mit den öffentlichen Gebäuden entstanden. Die Dorfmitte sollte als
repräsentativer von zweistöckiger Bebauung eingerahmter Festplatz gestaltet werden, der auch
für Kundgebungen zu nutzen sein sollte. In dieser Weise wurden nun beispielsweise von der
Deutschen Bauakademie in ihrem Patendorf Marxwalde oder dem Staatlichen Entwurfsbüro
für Stadt- und Dorfplanung in Halle die Planungen durchgeführt, von denen aber viele unvoll-
endet blieben.37 Walter Niemke veröffentlichte als Quintessenz und Planungsanleitung 1954
einen so genannten Planungsrahmen für die Dorfplanung, mit dessen Hilfe man Kennziffern
für die einzelnen dörflichen Zentralitätsstufen erheben und das Bauprogramm mit genauen
Typvorgaben daraufhin abstimmen konnte.38

Kontinuität und wachsender Wandel:
die Entwicklung in den Westzonen und der frühen Bundesrepublik

Auch die westlichen Alliierten waren sich zunächst über die Notwendigkeit einer Boden-
reform in Deutschland einig.39 Dabei ging es ihnen ebenfalls in erster Linie darum, die politi-
sche Macht der „Junker“ zu brechen, denn diesen schrieb man einen unheilvollen antidemo-
kratischen Einfluss auf die deutsche Politik zu. Eine Bodenreform sollte dazu beitragen, auf
jeden Fall zu verhindern, dass Deutschland wieder kriegsfähig würde. Einflussreich war das
1943 veröffentlichte Buch Bread and Democracy von Alexander Gerschenkron, einem in Har-
vard lehrenden Wirtschaftswissenschaftler. Er führte den Nachweis, dass insbesondere die
Schicht der adligen Großgrundbesitzer bis dahin eine demokratische Entwicklung im westli-
chen Sinne in Deutschland verhindert habe.40 Konnte dies noch als Konsens gelten, so gab es
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über alle anderen wirtschaftlichen und sozialen Fragen und auch die technischen Details einer
Bodenreform keine Einigkeit. Von Anfang an umstritten war beispielsweise, nach welchen
Kriterien und ab welcher Größe landwirtschaftliche Großbetriebe Land abzugeben hatten,
wie groß die neu entstehenden landwirtschaftlichen Betriebe werden sollten und schließlich,
wer das frei werdende Land besitzen und bewirtschaften sollte. Für die westlichen Alliierten
stand eine Bodenreform nicht an erster Stelle ihrer Agenda. So kamen die umfassenden Ent-
eignungen in der SBZ ab September 1945 für sie völlig überraschend und entsprachen in ihrer
Radikalität nicht ihren eigenen politischen Konzeptionen.

Durchgeführt werden sollte eine Bodenreform dennoch auch in den von ihnen besetz-
ten Gebieten. Im August 1946 verabschiedeten die Länder der amerikanischen Besatzungs-
zonen auf amerikanischen Druck ein „Gesetz zur Beschaffung von Siedlungsland und zur
Bodenreform“. Dabei standen die siedlungspolitischen Absichten im Vordergrund. Für die
Ansiedlung der geflüchteten ostdeutschen Bauern sollte Land aus unterschiedlichen Quellen
herangezogen werden, darunter Ödland, Land „führender Kriegsverbrecher und National-
sozialisten“, Kirchenland, wüste, schlecht bewirtschaftete oder auslaufende Höfe sowie pri-
vater Großgrundbesitz mit mehr als 100 Hektar. Diese letzte Grundbesitzkategorie unterlag
einer gestaffelten Landabgabe, die bei 100 Hektar mit 10 Prozent einsetzte und sich mit wach-
sender Betriebsgröße erhöhte.41 Auf der Moskauer Außenministerkonferenz im Frühjahr
1947 beschlossen die Alliierten schließlich eine Bodenreform in allen vier Besatzungszonen,
die bis zum Ende des Jahres 1947 begonnen werden sollte. Die westlichen Militärregierungen
erließen daraufhin für ihre Zonen Rahmengesetze, die durch detailliertere Verordnungen der
einzelnen Länderregierungen in Gang gebracht werden sollten.42 Die britische Verordnung
vom September 1947 sah eine generelle Abgabe von Land bei allen Betrieben mit mehr als
150 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche oder einem Einheitswert von 200.000 Reichsmark
vor.43 Erst 1949, also zwei Jahre später wurden für Schleswig-Holstein und Nordrhein-West-
falen die entsprechenden Ländergesetze erlassen. Die Ausführung der Verordnungen wurde
weitgehend deutschen Stellen überlassen. Auch unter dem Eindruck der Ereignisse in der
SBZ wurde die Durchführung der Bodenreform in den drei anderen Zonen behindert, abge-
schwächt und hinausgezögert. Dies führte zu erheblichem Unmut unter den landsuchenden
Flüchtlingen.44 Daher wurden 1949 in den westlichen Besatzungszonen das Soforthilfe- und
das Flüchtlingssiedlungsgesetz erlassen, die die freiwillige Landabgabe für die Ansiedlung von
Flüchtlingen fördern sollten. Der Widerstand der Grundbesitzer, wachsende Blockkonfron-
tation, dann aber auch der wirtschaftliche Aufbau ließen die mit der Bodenreform verbunde-
nen sozialen Absichten rasch in den Hintergrund treten. Eine durchgreifende Änderung der
Besitzstruktur ist in den westlichen Zonen ausgeblieben.45 Der überwiegende Anteil der Land-
abgabe im Zuge der Bodenreform erfolgte hier nicht etwa für Vollerwerbsbetriebe, sondern
für Kleingärten, mit denen die Nahrungsmittelproduktion unterstützt werden sollte.46 Ob-
wohl die Bodenreform von sowjetischer Seite ausgelöst worden ist und auch die Bestimmun-
gen, nach denen sie durchgeführt wurde, im wesentlichen von der SMAD ausgearbeitet wor-
den sind, so ist sie doch – und insbesondere das neben den Enteignungen auch durchgeführte
ländliche Neusiedlungsprogramm – in dem sehr viel breiteren Zusammenhang der zeitge-
nössischen Diskussion dieses Themas in Deutschland zu sehen. Dies ist deshalb besonders zu
betonen, weil die bisherige Forschung die Bodenreform fast ausschließlich unter dem Aspekt
der Machtsicherung der Sowjetunion in ihrem Einflussbereich betrachtet hat. Dabei zeigen
die Argumentationen zu den sozial- und wirtschaftspolitischen Zielen einer Bodenreform in
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Ost und West überraschend viele Gemeinsamkeiten. Das Thema der ländlichen Siedlung war
unter den Umständen der unmittelbaren Nachkriegszeit von einer Aktualität, wie sie heute
nur noch schwer vorstellbar ist. Der Frankfurter Geograf Wolfgang Hartke betonte1947:

Ländliche Neusiedlung ist kein sozialer Fortschritt mehr, auch nicht mehr eine ‚Ost-
hilfe‘ o.ä., sondern bitterste Notwendigkeit. Die Ernährung der wurzellos gewordenen
Industriegebiete, die Ansiedlung von Millionen von Ostflüchtlingen im Westen fordern
eine radikale Bodenreform, wenn nicht Agrarreform. Und der Mangel an Mitteln, die
Verwirrung der Lage sind so groß, dass nicht einmal die radikalste und schnellste Lö-
sung möglich erschienen ist.47

In der Publizistik zu Bodenreform und Siedlung gab es in den Westzonen zwei Fraktionen.
Für die einen stand umfangreiche Neusiedlung im Vordergrund, die als sozialpolitisches
Instrument, insbesondere für die Ansiedlung von Flüchtlingen, wirksam werden sollte. Sie
forderten die Einrichtung einer möglichst großen Zahl kleinbäuerlicher Stellen, die sehr in-
tensiv bewirtschaftet werden sollten, um neben der Subsistenz auch noch für den Markt pro-
duzieren zu können und damit die Ernährungssicherung zu leisten. Diese Ansichten, die etwa
der nordrhein-westfälische Landwirtschaftsminister Heinrich Lübke (CDU) oder der Agrar-
politiker und spätere hessische Landwirtschaftsminister Tassilo Tröscher (SPD) vertraten,
gingen, was die grundsätzliche soziale und wirtschaftliche Bedeutung der ländlichen Siedlung
betraf, in eine ähnliche Richtung wie die Ansichten Edwin Hoernles.

Bei den Vertretern der anderen Gruppe, etwa dem Bonner Agrarökonom Heinrich Nie-
haus, standen betriebswirtschaftliche Überlegungen im Vordergrund. Sie hielten neu ge-
gründete Kleinbauernstellen kaum für lebensfähig, insbesondere dann nicht, wenn sie von
landwirtschaftlich unerfahrenen Stelleninhabern betrieben wurden. Um die Nahrungsmittel-
versorgung durch die einheimische Landwirtschaft zu sichern, wollten sie hingegen die vor-
handenen mittel- und großbäuerlichen Betriebe stärken. Hier sollte die Intensivierung der
Landwirtschaft stattfinden, allerdings nicht auf zu kleinen Stellen. Niehaus sah schon recht
früh die wieder wachsende Bedeutung der Industrie. Seine Argumentation baute auf eine
rein agrarökonomische Analyse, die Schaffung von Wohnraum stand nicht mehr im Vorder-
grund.48 Eine Intensivierung der Bodennutzung und auch die Modernisierung der Betriebe
wollten alle, die sich an der Diskussion um die Nachkriegslandwirtschaft beteiligten.

Obwohl also die Bodenreform bald keine Rolle mehr spielte, blieb die Siedlung ein wich-
tiges Thema. Die Siedlungsgesellschaften und die mit ihr verbundenen Fachleute konnten
fast kontinuierlich weiterarbeiten, verstärkt auch durch die Planer, die nach einer Zeit der
Mitarbeit für das Bodenreformbauprogramm in der SBZ in den Westen wechselten.49 Ge-
stützt wurde das Siedlungsgeschehen durch das 1955 erlassene Landwirtschaftsgesetz, das
den bäuerlichen Familienbetrieb als Leitbild festsetzte. Neben der Neusiedlung spielten nun
auch andere Siedlungsmaßnahmen, wie die Aussiedlung, die Aufstockung von Betrieben und
die Förderung der Nebenerwerbssiedlung eine gewichtige Rolle. So wurden zwischen 1945
und 1970 in der Bundesrepublik 15.336 Neusiedlerstellen auf einer Fläche von 242.622 Hektar
angelegt, was einer durchschnittlichen Stellengröße von 15,8 Hektar entsprach.50 Außerdem
liefen in den ersten Jahren noch größere Landerschließungsmaßnahmen weiter, wie das Ems-
landprogramm oder das Programm Nord, die bereits vor 1945 begonnen worden waren. So-
wohl im Emsland wie auch am Niederrhein im Reichswald sollte die landwirtschaftliche Neu-
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siedlung noch den Zweck erfüllen, latente niederländische Gebietsansprüche abzuwehren.51

Mit der Zeit verschob sich das Gewicht immer mehr zu anderen agrarstrukturellen Maßnah-
men, wie der Flurbereinigung, der Aussiedlung und dem Gehöftneubau. Bereits Ende der
Fünfzigerjahre spielte die reine Neusiedlung keine Rolle mehr.

Fazit

Angesichts der überwältigenden Probleme in der Unterbringung und Ernährung der Bevöl-
kerung wurde in allen Besatzungszonen und in beiden deutschen Staaten der landwirtschaft-
lichen Siedlung eine gewichtige Rolle zugedacht. Aufbauen konnte man auf einen latent vor-
handenen Konsens und auch auf Forschungen aus der Agrarwissenschaft, die dem modern
eingerichteten und durchgeplanten, intensiv wirtschaftenden bäuerlichen Familienbetrieb
zutrauten, sowohl das Flüchtlingsproblem, als auch die Ernährungskrise dauerhaft zu lösen.
Die atavistisch anmutenden Planungen, vor allem in der SBZ, passen sich überraschend gut in
die Zeit ein und ermöglichten es auch „bürgerlichen“ Experten, sich an den Bauplanungen für
die Bodenreform zu beteiligen. Allerdings wollte man keinen bürokratischen Planungspro-
zess, der zu sehr an die alten Siedlungsmaßnahmen erinnerte. Der pure revolutionäre Eifer
und Pioniergeist konnte allerdings die schlechten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht
kompensieren, so dass die Neubauernwirtschaften zwangsläufig in die Krise gerieten, obwohl
man hatte nachweisen können, dass sie grundsätzlich lebensfähig waren. Im Westen waren
die institutionellen und personellen Kontinuitäten zunächst erheblich augenfälliger. Fast
bruchlos wurden große Siedlungsprogramme weiter durchgeführt. Der Wandlungsprozess
vollzog sich dann vielmehr sehr viel stärker unter ökonomischem Druck, sodass im Ergebnis
die paradoxe Situation entstand, dass der ländliche Raum im Westen sehr viel schneller enta-
grarisiert wurde als in der DDR, wo der große Bruch mit der bisherigen Agrarentwicklung mit
der brachialen Durchsetzung der Kollektivierung ab 1952 entstand.

Schließlich ist die ländliche Siedlung auch im Geflecht der deutsch-deutschen Beziehungs-
geschichte zu sehen. Die SED hatte gehofft, mit der Bodenreform Bauern zu mobilisieren
und ihnen eine neue Lebensperspektive auf dem Land zu geben. Die überhastete Planung,
die schlechte Ausstattung mit materiellen Gütern aller Art und divergierende Interessen der
SMAD bewirkten aber das Gegenteil. Vielmehr konnte im Kalten Krieg auf westlicher Seite die
Meinung entstehen und sich durchsetzen, dass das Scheitern der Bodenreform und der Neu-
bauernwirtschaften von der SED im Gegenteil sorgfältig inszeniert worden sei, quasi als Zwi-
schenschritt auf dem Weg zur Vollkollektivierung und Sowjetisierung der Landwirtschaft.
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